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Sehr geehrte Mandantin, 

sehr geehrter Mandant, 

eine einheitliche Körperschaftsteuer wurde in Deutsch-

land erstmals vor 100 Jahren eingeführt. Seitdem hat 

das Körperschaftsteuerrecht mehrere systematische 

und tarifliche Änderungen erfahren. Nun plant der Ge-

setzgeber eine Reform, deren Kern eine Option zur 

Körperschaftsteuer für bestimmte Personengesell-

schaften ist. Zudem hinaus soll im Rahmen des Geset-

zes zur Umsetzung der Anti-Steuervermeidungs-

richtlinie das Außensteuerrecht geändert werden. Wir 

stellen Ihnen beide Gesetzentwürfe vor. Im Steuertipp 

weisen wir auf einen Leitfaden zum fortführungsgebun-

denen Verlustvortrag hin. 

 
REFORM  
Körperschaftsteuerrecht soll modernisiert werden 
 

Der Bundestag hat am 22.04.2021 den Entwurf eines 

Gesetzes zur Modernisierung des Körperschaftsteu-

errechts beraten. Geplant ist die Einführung einer Op-

tion für Personenhandels- und Partnerschaftsgesell-

schaften, sich wie eine Körperschaft besteuern zu las-

sen. 

Die Besteuerung von Körperschaften ist heute sowohl 

für Zwecke der Körperschaft- als auch der Gewerbe-

steuer strikt von der Besteuerung ihrer Anteilseigner 

und Mitglieder getrennt. Personengesellschaften unter-

liegen demgegenüber dem Prinzip der transparenten 

Besteuerung. Das bedeutet, die Gesellschafter müs-

sen die Erträge aus der Beteiligung mit ihrem individu-

ellen Steuersatz versteuern. Gewerbesteuerlich ist die 

Personengesellschaft ein eigenständiges Steuersub-

jekt, für Zwecke der Einkommensbesteuerung sind dies 

dagegen ausschließlich die an ihr unmittelbar oder mit-

telbar beteiligten natürlichen Personen oder Körper-

schaftsteuersubjekte. 

Zwar hat sich die steuerliche Gesamtbelastung von Kör-

perschaften und ihren Anteilseignern einerseits und 

Personengesellschaftern andererseits weitgehend anei-

nander angeglichen. Gleichwohl bestehen systematisch 

und hinsichtlich des Besteuerungsverfahrens noch Un-

terschiede, die im Einzelfall zu teils erheblichen Abwei-

chungen bei Steuerbelastung und Bürokratieauf-

wand führen können. Zudem sind die Besonderheiten 

der deutschen Personengesellschaftsbesteuerung (ins-

besondere Sonderbetriebsvermögen und -vergütungen 

sowie Sonder- und Ergänzungsbilanzen) international 

weitgehend unbekannt. Die Option von Personengesell-

schaften zur Körperschaftsteuer würde diese Unter-

schiede für die optierenden Gesellschaften beseitigen. 

Personenhandels- und Partnerschaftsgesellschaften 

sollen dadurch künftig die Möglichkeit erhalten, diesel-

ben steuerlichen Regelungen in Anspruch nehmen zu 

können wie Kapitalgesellschaften. 

 
ANTI-STEUERVERMEIDUNGSRICHTLINIE  
Gesetzgeber plant Änderungen des Außensteuer-
rechts 
 

Der Bundestag hat am 22.04.2021 den Entwurf eines 

Gesetzes zur Umsetzung der Anti-Steuervermei-

dungsrichtlinie beraten. Mit dem Gesetz kommt 

Deutschland seiner Verpflichtung nach, aktualisierte 

EU-Richtlinien, hier die Anti-Steuervermeidungsrichtli-
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nie (ATAD), im Bereich des Außensteuerrechts umzu-

setzen. Der Gesetzentwurf sieht unter anderem die fol-

genden Anpassungen vor: 

 Die ATAD verpflichtet die Mitgliedstaaten bei der 

grenzüberschreitenden Überführung von Wirt-

schaftsgütern, der Verlagerung von Betrieben und 

dem Wegzug von Körperschaften zur Aufdeckung 

und Besteuerung stiller Reserven (Entstrickungs-

besteuerung). Im Fall der Überführung von Wirt-

schaftsgütern ins Inland oder bei Zuzug von Körper-

schaften haben die Mitgliedstaaten die im Rahmen 

der ausländischen Entstrickungsbesteuerung ange-

setzten Werte anzuerkennen, sofern diese dem 

Marktwert entsprechen (Verstrickung). Zudem sol-

len die Stundungsregelungen vereinheitlicht und die 

Anwendung der Rückkehrerregelung bei der Weg-

zugsbesteuerung natürlicher Personen erleichtert 

werden. 

 Schon heute wird durch die Hinzurechnungsbe-

steuerung verhindert, dass unbeschränkt Steuer-

pflichtige ihre ausländischen Einkünfte auf eine 

steuerrechtsfähige Gesellschaft, die ihren Sitz in ei-

nem Niedrigsteuerland hat und im Inland nicht steu-

erpflichtig ist, übertragen und dadurch Steuervorteile 

erzielen. Diese Vorschriften sollen zeitgemäßer und 

rechtssicherer ausgestaltet werden. Statt auf eine 

Inländerbeherrschung abzustellen, wird künftig eine 

gesellschafterbezogene Betrachtung des Beherr-

schungskriteriums durchgeführt.  

 Die Regelungen zur Beseitigung von Besteuerungs-

inkongruenzen im Zusammenhang mit hybriden 

Gestaltungen sollen verhindern, dass Betriebsaus-

gaben mehrfach oder ohne Besteuerung entspre-

chender Einnahmen berücksichtigt werden.  

 
UMSATZSTEUERLICHE ORGANSCHAFT  
Wie wirkt sich die Anordnung der vorläufigen Eigen-
verwaltung aus? 
 

Bei einer Organschaft handelt es sich um mehrere 

rechtlich selbständige Unternehmen, die in einem Über-

/Unterordnungsverhältnis zueinander stehen. Im Fall ei-

ner Organschaft werden diese Unternehmen zusam-

mengefasst, so dass sie wie ein einziges Steuersub-

jekt behandelt werden. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zu den 

Auswirkungen der Anordnung der vorläufigen Eigenver-

waltung unter Bestellung eines vorläufigen Sachwalters 

auf eine umsatzsteuerliche Organschaft geäußert. Die 

Regelungen des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses 

sind in diesem Zusammenhang angepasst worden. Das 

BMF nimmt damit Bezug auf die Rechtsprechung des 

Bundesfinanzhofs (BFH). Im Jahr 2019 hatte dieser ent-

schieden, dass weder die Anordnung der vorläufigen 

Eigenverwaltung beim Organträger noch die Anord-

nung der vorläufigen Eigenverwaltung bei der Organge-

sellschaft zu einer Beendigung der Organschaft führt. 

Das gilt, so der BFH, wenn das Insolvenzgericht ledig-

lich bestimmt, dass ein vorläufiger Sachwalter bestellt 

wird, sowie eine Anordnung nach der Insolvenzordnung 

erlässt. 

Durch die vorläufige Eigenverwaltung verfolgt der Ge-

setzgeber grundsätzlich das Ziel, Schuldnern den Zu-

gang zu diesem Verfahren zu erleichtern. Durch die Er-

haltung von Verfügungsbefugnissen soll zudem das 

Vertrauen ihrer Geschäftspartner gesichert werden. 

Hinweis: Diese Grundsätze sind in allen offenen Fällen 

anzuwenden. 

 
CORONA-KRISE  
Steuerstundung und Vollstreckungsaufschub sind 
länger möglich 
 

Durch das Corona-Virus entstehen bundesweit nach 

wie vor beträchtliche wirtschaftliche Schäden. Daher 

hält es das Bundesfinanzministerium (BMF) für ange-

zeigt, den Geschädigten durch eine angemessene Ver-

längerung der steuerlichen Maßnahmen zur Vermei-

dung unbilliger Härten entgegenzukommen. 

Das BMF hatte im letzten Jahr mit erleichterten Rege-

lungen zur Steuerstundung und zum Vollstreckungs-

aufschub auf die Notlage der Betroffenen reagiert. Da 

die Pandemie andauert, hat sich das BMF nun veran-

lasst gesehen, die Regelungen zur erleichterten Steuer-

stundung und zum Vollstreckungsaufschub zu verlän-

gern. 

Hinweis: Diese Erleichterungen gelten nur für die Ein-

kommen-, Körperschaft- und Umsatzsteuer. In beiden 

Fällen - Steuerstundung und Vollstreckungsaufschub - 

sind Anträge/Mitteilungen bis zum 30.06.2021 an das 

Finanzamt zu richten. Nutzen Sie unser Beratungsan-

gebot zu Steuerstundung, Vollstreckungsaufschub und 

etwaigen Alternativen. 

 
BEMESSUNGSGRUNDLAGE  
Wie sind Sachspenden umsatzsteuerlich zu beurtei-
len? 
 

Grundsätzlich unterliegen Sachspenden als unentgeltli-

che Wertabgaben der Umsatzsteuer, sofern der Gegen-

stand zum Vorsteuerabzug berechtigt hat. Das Bundes-

finanzministerium (BMF) hat erläutert, wie die Bemes-

sungsgrundlage in solchen Fällen zu ermitteln ist. Die 

Bemessungsgrundlage einer Sachspende bestimmt 

sich nach dem fiktiven Einkaufspreis zum Zeitpunkt 

der Spende und nicht nach den ursprünglichen Anschaf-

fungs- oder Herstellungskosten.  

Das BMF hat erstmals erörtert, wie die Bemessungs-

grundlage mit Blick auf die Beschaffenheit des Gegen-

stands zu ermitteln ist. Zu berücksichtigen ist, ob der 

Gegenstand zum Zeitpunkt der Spende aufgrund seiner 

Beschaffenheit nicht mehr oder nur noch stark einge-

schränkt verkehrsfähig ist. Hiervon ist unter anderem 

bei Lebensmitteln auszugehen, die kurz vor Ablauf des 
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Mindesthaltbarkeitsdatums stehen oder deren Ver-

kaufsfähigkeit als Frischware (Backwaren, Obst, Ge-

müse) aufgrund von Mängeln nicht mehr gegeben ist. 

Das gilt auch für Non-Food-Artikel mit Mindesthaltbar-

keitsdatum (Kosmetika, pharmazeutische Artikel, Tier-

futter, Blumen). Werden diese Gegenstände gespendet, 

kann eine im Vergleich zu noch verkehrsfähiger Ware 

geminderte Bemessungsgrundlage angesetzt werden. 

Die Minderung ist im Umfang der Einschränkung der 

Verkehrsfähigkeit vorzunehmen. Der Ansatz einer Be-

messungsgrundlage von 0 € kann jedoch nur bei wert-

loser Ware erfolgen. 

Sofern Neuware ohne jegliche Beeinträchtigung aus 

wirtschaftlichen Gründen aus dem Warenverkehr aus-

gesondert wird (z.B. beschädigte Verpackung), liegt 

keine eingeschränkte Verkehrsfähigkeit vor. In diesem 

Fall ist ein fiktiver Einkaufspreis anhand objektiver 

Schätzungsunterlagen zu ermitteln. 

Hinweis: Diese Grundsätze sind auf alle offenen Fälle 

anzuwenden. 

Darüber hinaus hat das BMF eine befristete Billig-

keitsregelung für Sachspenden getroffen. Die Corona-

Krise und die damit einhergehenden Maßnahmen des 

Lockdowns haben insbesondere beim Einzelhandel zu 

einer einzigartigen Belastung geführt. Daher wird bei 

Waren, die Einzelhändler an steuerbegünstigte Organi-

sationen spenden, auf die Besteuerung einer unentgelt-

lichen Wertabgabe verzichtet. 

Hinweis: Die Billigkeitsregelung gilt für zwischen dem 

01.03.2020 und dem 31.12.2021 geleistete Spenden. 

 
IMMOBILIENÜBERTRAGUNG  
Ohne Trauschein gilt keine Grunderwerbsteuerfrei-
heit 
 

Geht eine Ehe oder Lebenspartnerschaft in die Brüche, 

müssen sich die Ex-Partner über den Verbleib einer ge-

meinsamen Wohnung oder eines gemeinsamen Hau-

ses einigen. Mitunter vereinbaren sie, dass ein Ehegatte 

bzw. Lebenspartner den Miteigentumsanteil des ande-

ren kauft und die Immobilie dann alleine weiterbewohnt. 

Für eine solche Vermögensauseinandersetzung nach 

einer Scheidung bzw. Aufhebung einer Lebenspartner-

schaft hält das Grunderwerbsteuergesetz ein besonde-

res „Steuergeschenk“ bereit: Ein Grundstückserwerb 

durch den früheren Ehegatten oder Lebenspartner des 

Veräußerers (z.B. hälftige Übertragung des Miteigen-

tumsanteils) ist von der Grunderwerbsteuer ausgenom-

men. 

Der Bundesfinanzhof hat klargestellt, dass ein Grund-

stückserwerb nicht steuerbefreit ist, wenn zuvor nur eine 

nichteheliche Lebensgemeinschaft bestanden hat. 

Die Steuerbefreiung erstrecke sich nur auf Lebens-

partner im Sinne des Lebenspartnerschaftsgesetzes; 

nur sie hätten mit Ehegatten gleichgestellt werden sol-

len. 

 
SFN-ZUSCHLÄGE  
Einzelabrechnung bei Zuschlägen für Sonntags-, 
Feiertags- oder Nachtarbeit 
 

Zuschläge für tatsächlich geleistete Sonntags-, Feier-

tags- oder Nachtarbeit („SFN-Zuschläge“) sind steuer-

frei, soweit sie bestimmte Prozentsätze des Grundlohns 

nicht übersteigen. Grundsätzlich setzt die Steuerfreiheit 

die Zahlung von Zuschlägen auf der Grundlage von Ein-

zelaufstellungen der tatsächlich erbrachten Arbeitsstun-

den voraus. Pauschale Zuschläge, die ohne Rücksicht 

auf die tatsächlich erbrachte Arbeitsleistung gezahlt 

werden, erfüllen dagegen nicht die Voraussetzungen für 

die Steuerfreiheit. Sie können nur dann lohnsteuerfrei 

belassen werden, wenn sie als Abschlagszahlungen 

oder Vorschüsse auf eine spätere Einzelabrechnung 

geleistet werden. 

Davon geht das Finanzgericht Düsseldorf (FG) aus, 

wenn eine entsprechende Verrechnung spätestens bei 

Abschluss des Lohnkontos bei Beendigung des 

Dienstverhältnisses bzw. am Jahresende erfolgt. Unter-

bleibt eine „Spitzabrechnung“, geben Arbeitgeber und 

Arbeitnehmer laut FG zu erkennen, dass die geleisteten 

Zuschläge keine Abschlags- oder Vorauszahlungen 

sind. Sie gelten dann als - steuerpflichtige - ohne Rück-

sicht auf die tatsächlich geleistete Sonntags-, Feiertags- 

und Nachtarbeit pauschal gewährte Zuschläge. Eine 

Ausnahme von dem Grundsatz, dass pauschale Zu-

schläge nur bei einer spätestens bei Abschluss des 

Lohnkontos vorgenommenen Einzelabrechnung steuer-

frei sind, habe der Bundesfinanzhof nur für den Fall zu-

gelassen, dass 

 die Arbeitsleistung fast ausschließlich zu begünstig-

ten Zeiten erbracht worden sei und  

 die Zuschläge der Höhe nach so bemessen gewe-

sen seien, dass sie auch unter Einbeziehung von Ur-

laub und sonstigen Fehlzeiten (auf das Jahr bezo-

gen) die Voraussetzungen der Steuerfreiheit erfüllt 

hätten. 

 
GEWINNERMITTLUNGSART  
Feststellung des steuerlichen Einlagekontos auch 
in „Wechselfällen“ 
 

Im steuerlichen Einlagekonto werden alle Einlagen der 

Gesellschafter festgehalten, die sie in die GmbH (nicht 

aber in das Stammkapital) eingezahlt haben. Wenn in 

späteren Jahren eine Einlagenrückgewähr erfolgt, 

muss der Gesellschafter sie nicht versteuern. Hat das 

Finanzamt die Feststellung des steuerlichen Einlage-

kontos versäumt oder sind die Einlagen nicht im Erklä-

rungsvordruck deklariert worden, ist die Rückzahlung so 

zu versteuern, als würde es sich wirtschaftlich um eine 

Rückgewähr von Einlagen handeln. 



Aktuelle Steuerinformationen für den GmbH-Geschäftsführer 06/21, Seite 4 
 

 

I M P R E S S U M  

 
Herausgeber: 
 
AWI TREUHAND Steuerberatungsgesellschaft GmbH & Co. KG, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Augsburg unter HRA 16827 
vertreten durch AWI TREUHAND Unternehmensberatung GmbH Steuerberatungsgesellschaft, eingetragen im Handelsregister des Amtsgerichts Augsburg, HRB 24812, 
Geschäftsführer Margot Liedl, Ulrich Raab, Marco Stanke und Markus Stötter 
USt.-ID-Nr.: DE268560688 
 
Ernst-Reuter-Platz 4, 86150 Augsburg | Telefon: +49 (0)821 90643-0 | Telefax: +49 (0)821 90643-20 | awi@awi-treuhand.de | www.awi-treuhand.de  
 
Die gesetzliche Berufsbezeichnung lautet Steuerberatungsgesellschaft und wurde in der Bundesrepublik Deutschland verliehen. Die Zulassung erfolgte durch die Steuerberater-
kammer München, Nederlinger Str. 9, 80638 München, welche auch zuständige Aufsichtsbehörde ist. Die maßgeblichen berufsrechtlichen Regelungen sind das Steuerberatungs-
gesetz, die Berufsordnung der Bundessteuerberaterkammer und die Steuerberatervergütungsverordnung. 
 
Alle Informationen nach bestem Wissen, jedoch ohne Gewähr. Diese Information ersetzt nicht die individuelle Beratung! 

Vor diesem Hintergrund begehrte eine Gemeinde zum 

31.12.2011 die Feststellung des steuerlichen Einlage-

kontos für eine Tochter-GmbH. Geschäftsgegenstand 

dieser Tochtergesellschaft war die Trinkwasserversor-

gung der Gemeindebevölkerung. Das Finanzamt wollte 

aber nur einen niedrigeren Betrag feststellen. Der letzte 

Feststellungsbescheid lautete auf den 31.12.2006 (mit 

einem Wert von 0 €). Für die Jahre 2007 bis 2010 erging 

kein Feststellungsbescheid. Während das Finanzamt 

also auf einem Wert von 0 € aufbaute, hatte die Ge-

meinde eine Schattenrechnung mit einem entsprechend 

höheren Betrag erstellt. 

Eine (nachträgliche) Feststellung des steuerlichen Ein-

lagekontos für die Jahre bis 2010 lehnte das Finanzamt 

ab. Denn der Betrieb gewerblicher Art habe seinen Ge-

winn bisher durch Einnahmenüberschussrechnung er-

mittelt. Daher sei eine Feststellung nicht zulässig. Der 

Bundesfinanzhof hat jedoch entschieden, dass die Fest-

stellung des Einlagekontos nicht von der Art der Ge-

winnermittlung abhänge, da dies im Gesetz nicht als 

Voraussetzung genannt sei. 

Hinweis: Wir achten darauf, dass im Körperschaftsteu-

ererklärungsvordruck stets auch die Passage zum steu-

erlichen Einlagekonto korrekt ausgefüllt ist. 

 
STEUERTIPP  
Leitfaden zum fortführungsgebundenen Verlustvor-
trag veröffentlicht 
 

Wenn mehr als die Hälfte der Anteile an einer Kapital-

gesellschaft innerhalb von fünf Jahren an einen Erwer-

ber oder eine Erwerbergruppe übertragen wird, gehen 

grundsätzlich sämtliche Verluste der Kapitalgesellschaft 

unter. Von dieser oft als drastisch empfundenen Rege-

lung gibt es einige Ausnahmen. Die wohl wichtigste 

sieht vor, dass der Verlust nicht untergeht, wenn man 

einen Antrag auf Feststellung eines fortführungsgebun-

denen Verlustvortrags stellt. Damit verpflichtet man sich 

gleichzeitig, den zum Zeitpunkt des Antrags bestehen-

den Geschäftsbetrieb unverändert so lange fortzufüh-

ren, wie der fortführungsgebundene Verlustvortrag be-

steht. Verändert man innerhalb dessen Existenz den tat-

sächlichen Betrieb (z.B. durch Wegfall operativer Berei-

che), entfällt der Verlustvortrag. Das Gesetz definiert 

nur abstrakt, in welcher Form der Geschäftsbetrieb fort-

zuführen ist. 

Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat sich zum fort-

führungsgebundenen Verlustvortrag geäußert. Sein 

Schreiben gibt Praktikern konkrete Hinweise an die 

Hand und enthält zahlreiche Beispiele. Es stellt faktisch 

einen Leitfaden für die Umsetzung des fortführungs-

gebundenen Verlustvortrags dar. Das BMF geht sowohl 

auf formelle Punkte ein (Wie ist der Antrag korrekt zu 

stellen?) als auch auf materielle. So wird auch präzisiert, 

was ein schädliches Ereignis für die Fortexistenz des 

Verlustvortrags ist. 

Hinweis: Zur gewerbesteuerlichen Neuregelung des 

fortführungsgebundenen Verlustvortrags hat sich das 

BMF nicht geäußert. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Ihr Team der AWI TREUHAND 


